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A. Festsetzungen durch Planzeichen

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG

1.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig:
- die der Versorgung dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften (mit Ausnahme von WA4)
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen
- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4 a Abs. 3 Ziffer 2 BauNVO

1.2 Im Urbanen Gebiet MU sind gemäß § 6a Abs. 3 BauNVO nicht zulässig:
- Tankstellen
- Vergnügungsstätten im Sinne des § 6a Abs. 3 BauNVO

1.2.1 In MU1 und MU2 sind gemäß § 6a Abs. 4 Ziffer 2 BauNVO oberhalb des Erdgeschosses nur
Wohnungen zulässig.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

maximal zulässige GrundflächeGR 700m²

maximal zulässige GeschossflächeGF 1.200m²

Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und HöchstmaßIII-IV

Wandhöhe in Meter als Höchstgrenze

3. BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

offene Bauweiseo
abweichende Bauweise: zulässig sind Gebäude mit Länge über 50ma

5 FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN

5.1 Stellplätze und Tiefgaragen sind außerhalb der durch Planzeichen festgesetzten Flächen und
außerhalb der überbaubaren Grundstückflächen unzulässig.

5.2 Werden Flächen für Tiefgaragen unter öffentlichem Grund ausgewiesen, so kann dieser
ausnahmsweise durch unterirdische Gebäudeteile für Parkierung unterbaut werden, wenn die
Unterbauung nicht in den Höhenverlauf der zu unterbauenden öffentlichen Verkehrsflächen
(Belagsoberfläche einschließlich des technisch erforderlichen Unterbaus) eingreift. Weiterhin muss bei
einer Unterbauung öffentlicher Verkehrsflächen gewährleistet sein, dass die erforderliche Be- und
Entlüftung innerhalb des eigenen Grundstückes erfolgt (Be- und Entlüftungsschächte auf öffentlichem
Grund sind ausgeschlossen).

5.3 Pro Baugrundstück sind nicht mehr Stellplätze und Garagen zulässig, als baurechtlich bezogen auf die
Gebäudenutzung erforderlich sind.

5.4 Der durchwurzelbare Bodenaufbau (Drainschicht, Filterschicht, Oberboden) auf Bauteilen von
Unterbauungen (z.B. Tiefgarage) muss im WA2, MU2 und MU3 im Mittel 80cm betragen in WA1 und
MU1 50cm.

5.5 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Stellplätze nach der "Satzung über die
Herstellung von Stellplätzen und Garagen und deren Ablösung" der Stadt Tittmoning
(Stellplatzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung herzustellen.
In den Teilgebeiten WA1, WA2, MU1 und MU2 kann die Zahl der notwendigen Stellplätze bei
Nachweis eines geeigneten und dauerhaft gesicherten Mobilitätskonzeptes ausnahmsweise reduziert
werden. Eine Reduzierung ist um bis zu maximal 20% der nach Art. 47 BayBO notwendigen Stellplätze
möglich.
Je nach Nutzung erfolgt der Stellplatznachweis für WA4 über die direkt nördlich angrenzenden
öffentlichen Stellplätze.
Der Stellplatzbedarf für WA3 kann in einer gemeinsamen Tiefgarage mit MU2 nachgewiesen werden.

5.6 Es sind ausreichend Fahrradabstellmöglichkeiten zu schaffen. Dabei ist für Gebäude mit Wohnungen
im gesamten Geltungsbereich 1 Stellplatz bis 50m² Wohnfläche und 2 Stellplätze je Wohnung über
50m² nachzuweisen. Außerdem sind Abstellmöglichkeiten für eine ausreichende Anzahl an
Lastenrädern bzw. Räder mit Fahrradanhängern vorzusehen.
Zusätzlich sind zu den festgesetzten Fahrradabstellmöglichkeiten 10% davon als nicht überdachte
Fahrradabstellplätze für Besucher im Bereich der Hauptzugänge (siehe 6.1) anzuordnen.

Flächen für Tiefgaragen bzw. unterbaubare FlächenTGa

9. ÖFFENTLICHE UND PRIVATE GRÜNFLÄCHEN

öffentliche Grünfläche

6. NEBENANLAGEN

Spielplatz

7. SONSTIGE FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Abgrenzung unterschiedlicher Geschossigkeiten

1. Hinweis zur Denkmalpflege
Bodendenkmäler, archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brandschichten) oder Funde (z.B.
Scherben, Metalle, Knochen), die bei den Bauarbeiten eines Bauvorhabens zutage treten, unterliegen
der gesetzlichen Meldepflicht nach Art. 8 DSchG und müssen dem Bayerischen Landesamt für
Denkmalpflege bzw. der Unteren Denkmalschutzbehörde (Landratsamt Traunstein) unverzüglich
bekannt gemacht werden.

2. Grundwasser
Genaue Angaben zum Höchsten Grundwasserstand (HHW) als Planungsgrundlage für
Baumaßnahmen müssen durch ein Gutachten eines fachkundigen Ingenieurbüros ermittelt werden. Die
Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherren, der sein Bauwerk bei
Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Schichtenwasser sichern muss.
Erste Orientierungswerte für den mögl. Grundwasserstand gibt die Bohrdokumentation zu zwei
Grundwassermessstellen der Fa Reitberger Brunnenbau & Bohr GmbH vom 31. Mai 2019 (Anlage 5).
Sollte in das Grundwasser eingegriffen werden, so sind im Vorfeld die entsprechenden 
wasserrechtlichen Genehmigungen einzuholen.
Es wird empfohlen, Tiefgaragen und zugehörige Abfahrten in die Kanalisation zu entwässern. 
Alternativ kann in die Tiefgarage eingetragenes Wasser über ausreichend dimensionierte 
Verdunstungsrinnen und Schöpfgruben verdunstet werden.

3. Starkniederschläge
Die Grundstücksentwässerung hat nach DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752 und DIN EN
12056 zu erfolgen. Falls es bei Starkniederschlägen oder Schneeschmelze zu wild abfließendem
Wasser kommen sollte, darf dieses nicht zum Nachteil Dritter ab- bzw. umgeleitet werden. Ein 
entsprechender Nachweis über den Umgang bei Starkniederschlägen ist mit dem Bauantrag 
einzureichen. Geeignete Schutzmaßnahmen gegen wild abfließendes Wasser und Schichtenwasser
sind vorzusehen. Detaillierte Empfehlungen zum Objektschutz und baulichen Vorsorge enthält die
Hochwasserschutzfibel des Bundesumweltministeriums (www.bmub.bund.de; Suchbegriff 
„Hochwasserschutzfibel“).

4. Altlasten
Genaue Angaben zu mögl. Altlasten als Planungsgrundlage für Baumaßnahmen müssen durch ein
Gutachten eines fachkundigen Ingenieurbüros ermittelt werden. Die Erkundung des Baugrundes 
obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherren.
Durch die jahrelange gewerbliche Nutzung und den Verlauf der ehemaligen Bahnlinie kann es zu
Verunreinigungen des Untergrundes gekommen sein.
Erste Orientierung gibt die "Historische Altlastenerkundung mit limitierter orientierender
Bausubstanzuntersuchung" der Ramboll Environ Germany GmbH vom 3. Dezember 2015 (Anlage 3)
und die "orientierende Altlastenerkundung" mit 38 entnommenen Bodenproben von kdgeo GmbH, Kraft
Dohmann Czeslik Ingenieurgesellschaft für Geotechnik mbH vom 5. Juni 2019 (Anlage 4).
Im Rahmen der Aushubarbeiten sind die Auffüllböden fachgerecht auszubauen und entsprechend
ordnungsgemäß abfallrechtlich zu entsorgen. Sollten dabei optische und oranoleptische Auffälligkeinen
des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist
unverzüglich das Landratsamt Traunstein zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. Art. 1 
BayBodSchG). Diese sind vollständig auszukoffern, getrennt vom übrigen Aushubmaterial 
zwischenzulagern und durch geeignete Maßnahmen gegen Niederschlagswasser zu sichern.

5. Abfallbeseitigung
Zur Beseitigung von Abfällen ist die Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Titmmoning zu beachten.

6. Zufahrten, Zugänge und Flächen für die Feuerwehr
Die Zugänglichkeit auf die Grundstücke und an die Gebäude ist für die Feuerwehr jederzeit sicher zu
stellen. Bei der Planung und Ausführung der Zufahrten und Bewegungsflächen für die Feuerwehr ist
die Richtlinie „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ zu verwenden. Insbesondere bei Zufahrten
von öffentlichen Straßen zu privaten Erschließungsstraßen bei rückwärtigen Grundstücken  ist  dies
sicher zu stellen.
Die Tragfähigkeit der Wege und Straßen muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt
sein.
Die RAST 06 „Richtlinie für  Anlage von Stadtstraßen“ (Mindestbreite 3,00 bzw. 4,50m) ist zu 
beachten.
Aufstellflächen für die Steckleiter sind ständig frei zu halten von Bewuchs, Gartengestaltungselementen
und von parkenden Autos. Die Flächen müssen mind. 3,00m x 6,00m groß und geeignet sein zur
Aufstellung einer Anstellleiter.

7. Nahwärme
Das gesamte Quartier soll über eine noch zu definierende zentrale, nachhaltige Nahwärmeversorgung
versorgt werden.

8. Hinweise Grünordnung
Grenzabstände gemäß den gesetzlichen Bestimmungen zu Nachbargrundstücken sind einzuhalten:
- 2,0m bei Einzelbäumen und Sträuchern über 2,0m Wuchshöhe
- 0,5m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von max. 2,0m
Es wird auf die Vorgaben des AGBGB verwiesen.

Angrenzende Landwirtschaft:
Bei der Bewirtschaftung der angrenzenden  landwirtschaftlichen Flächen können landwirtschaftliche
Immissionen (Lärm, Staub, Gerücke etc) auftreten. Diese sind auch an Sonn- und Feiertagen zu
dulden.

9. Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen
Die Luftschalldämmungen der Umfassungsbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsraumen müssen
den diesbezuglich allgemein anerkannten Regeln der Technik genugen. In jedem Fall sind die 
Mindestanforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß der Tabelle 7 der DIN
4109-1 zu erfüllen.

10. Maßentnahme
Die Planzeichnung ist zur Maßentnahme nur bedingt geeignet.

Maßstab 1:1000

Bebauungsplan Nr 4.22
mit integriertem Grünordnungsplan
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Zahl der Vollgeschosse zwingendIII
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Baugrenze
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Höhenbezugspunkt mit Angabe der maximalen Höhenlage der Oberkante des
Fertigfußbodens im Erdgeschoss (OK FFB) in m über NN je Bauraum, z.B. 383.00383.00

STADT TITTMONING

Übersichtsplan  M 1:5000

Die Stadt Tittmoning erlässt aufgrund der §§ 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.R der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der
Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), dem Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i.d.F.
der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBI S. 588), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom
25.05.2021 (GVBI. S. 286) und dem Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern i.d.F. der
Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI S. 796), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 09.03.2021
(GVBI. S. 74) - diesen Bebauungsplan als

Verfahrensvermerke:

1. Der Stadtrat von Tittmoning hat in der Sitzung vom 07.02.2017 gemäß §2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung
des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 19.04.2021 ortsüblich bekannt
gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §3 Abs. 1 GauGB mit öffentlicher Darlegung und
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 13.04.2021 hat in der Zeit
vom 20.04.2021 bis 19.05.2021 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 1
BauGB für den Voretnwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 13.04.2021 hat in der Zeit
vom 14.04.2021 bis 19.05.2021 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 06.12.2022 wurden die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 07.12.2022 bis

     20.01.2023 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung 06.12.2022 wurde mit der Begründung gemäß §3 Abs.
2 BauGB in der Zeit 20.12.2022 bis 21.01.2023 öffentlich ausgelegt.

6. Die Stadt Tittmoning hat mit Beschluss des Stadtrats vom 07.03.2023 den Bebauungsplan gem.
§10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 07.03.2023 als Satzung beschlossen.

Tittmoning, den  14.03.2023

Andreas Bratzdrum, Erster Bürgermeister

7. Ausgefertigt

Tittmoning, den

Andreas Bratzdrum, Erster Bürgermeister

6. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2
BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den
üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt
auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen
des §44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§214 und 215 BauGB wurde in der
Bekanntmachung hingewiesen.

Tittmoning, den

Andreas Bratzdrum, Erster Bürgermeister

Satzung

Stadt Tittmoning

B-Plan Nr 4.22

(Siegel)

H2R Architekten und Stadtplaner BDA
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Lindwurmstraße 117, 80337 München

T 089 7677619 0
info@h2r-architekten.de
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1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Allgemeines Wohngebiet

MU

B. Festsetzungen durch Text

5. FLÄCHEN FÜR GARAGEN

Flächen für Nebenanlagen

Straßenbegrenzungslinie, Grundstücksgrenze

Fläche für öffentliche Parkplätze (teilweise mit Aufteilungsvorschlag)P

Ein- bzw. Ausfahrtsbereich für Tiefgaragen

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Fuß- und Radweg

große Bäume zu pflanzen

FlachdachFD

4. DACHAUSBILDUNG

Maßangabe in Metern,
z.B. 6,5 m

verkehrsberuhigter Bereich, Einbahnstraße

Urbanes Gebiet

8. VERKEHRSFLÄCHEN

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

2.1 Die max. zulässige Grundfläche kann durch die Grundflächen von Tiefgaragen mit ihren Zufahrten und
Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von max. 0,8 überschritten
werden (§ 19 Abs. 4 Sätze 1 und 2 BauNVO).

2.2 Die max. zulässige Geschossfläche ist um die Flächen notwendiger Garagen, die unter der
Geländeoberfläche hergestellt werden, zu erhöhen (§ 21 a Abs. 5 BauNVO).

2.3 Die festgesetzte zulässige Geschossfläche kann in den Teilgebeiten WA1, WA2, MU1, MU2 und MU3
für im Folgenden aufgeführte Nutzungen um maximal 5% überschritten werden:
- Räume im EG für Fahrradabstellmöglichkeiten
- Räume im EG für Gehhilfen, Kinderwagen u.ä.
- gemeinschaftl. nutzbare Räume
- Tiefgaragenabfahrt
Auf Art. 46 Abs. 2 BayBO wird hingewesen.

Für folgende Nutzungen kann in den Teilgebieten WA1 und MU1 die zulässige Geschossfläche jeweils
an den kurzen Nord-Ost-Seiten der Baukörper zusätzlich um weitere maximal 10% überschritten
werden:
- Dachaustritte und ausschließlich Gemeinschaftsräume, die in Zusammenhang mit einem intensiv
begrünten gemeinschaftlichen Dachgarten stehen. Dabei dürfen maximal 15% der Dachfläche 
überbaut werden. Die so überdachte Fläche ist mit Solarpaneelen zu bestücken.

2.4 Der Bezugspunkt zur Bemessung der Wandhöhe ist - bezogen auf den jeweiligen Bauraum - die 
Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss (OK FFB) im Bereich der Hauptzugänge (siehe 6.1).
Die zulässige Wandhöhe kann für die unter Punkt 2.3 aufgeführten Gemeinschaftsräume auf den
Dächern um 2,4m erhöht werden.

3 BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

3.1 Auf Gebäudeseiten im Bereich von festgesetzten Baulinien sind ausschließlich Loggien als
Freibereiche zulässig. Dabei können die Baulinien um max 1,0m auf max 1/3 der Länge der
Gebäudeseite je Geschoss für Erweiterungen der Loggien überschritten werden.

3.2 Auf Gebäudeseiten im Bereich von festgesetzten Baugrenzen sind Loggien und Balkone als
Freibereiche zulässig. Dabei können die Baugrenzen um max 2,0m auf max 1/3 der Länge der
Gebäudeseite je Geschoss für Balkone überschritten werden.

3.3 Die nordwestliche und südöstliche Baugrenze im Baufeld MU3 kann um max 0,8m auf max 1/2 der
Länge der Gebäudeseite je Geschoss für Balkone überschritten werden. Die südwestliche Baugrenze
und die Baulinie des Baufeld MU3 dürfen nicht überschritten werden.

3.4 Der Baukörper im Baufeld WA1 ist entlang der festgesetzten Baulinie zu erstellen. Ergänzend ist er aus
Schallschutzgründen (siehe Schallschutzgutachten Anlage 7) entlang der festgesetzten Baugrenze an
der Nordseite ebenfalls zwingend zu erstellen, kann aber an dieser Stelle von der Baugrenze 
zurückspringen.

3.5 Im Baufeld WA4 dürfen die Baulinien und Baugrenzen nicht überschritten werden.

4 DACHAUSBILDUNG

4.1 Zulässig sind nur Flachdächer

4.2 Flachdächer sind intensiv oder extensiv zu begrünen. Dabei ist eine durchwurzelbare
Mindestschichtdicke von 10cm vorzusehen. Dies gilt nicht für die Flächen von notwendigen
technischen Anlagen und nutzbaren Freibereichen. Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind mit
einer Dachbegrünung zu kombinieren.

4.3 Antennen- und Satellitenanlagen sind ausschließlich auf den Dächern zulässig.

4.4 Auf den Dächern über dem obersten Geschoss sind Anlagen zur Nutzung von Solarenergie auf einer
Fläche von etwa 60 Prozent zu installieren. Dabei dürfen sie - gemessen ab dem Schnittpunkt der
Außenwand mit der Dachhaut - maximal 1,0 m hoch sein. Der Mindestabstand dieser Anlagen von der
Außenkante der Außenwand muss 1,0 m betragen. Die restlichen Flächen sind entsprechend 4.2 zu
begrünen.
Wenn die Dachfläche zur gemeinschaftlichen Nutzung als Dachterrasse o.ä. den Hausbewohnern zur
Verfügung steht, kann auf die Nutzung durch Solarenergie verzichtet werden.

4.5 Überschreitungen der maximal zulässigen Wandhöhen durch untergeordnete Bauteile wie
Lüftungsgeräte, Aufzugsüberfahrten oder dergleichen sind bei Einhaltung folgender Mindest- bzw.
Höchstmaße zulässig: maximale Höhe = 1,00 m, Mindestabstand vom Dachrand = 1,50 m.

4.6 Werden die maximal möglichen Vollgeschosse nicht in voller Fläche in allen Geschossen ausgenutzt,
so sind die Dachflächen im jeweiligen Geschoss als privat oder gemeinschaftlich nutzbare
Dachterrassen auszubilden.

10. HINWEISE

Grundstücksgrenze neu,
Bestand
Grundstücksgrenze,
aufzuheben

7 NEBENANLAGEN

7.1 Außerhalb von Gebäuden und der festgesetzten Umgrenzung für Flächen von Nebenanlagen sind
Nebenanlagen unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Freiflächen für Kinderspiel, sowie nicht
überdachte Fahrradabstellplätze für Besucher (siehe 5.6).

7.2 Spielflächen sind entsprechend BayBo auf dem eigenen Grundstück nachzuweisen. Die Spielflächen
für WA4, MU1 und MU3 sind auf dem öffentlichen Spielplatz zwischen MU1 und MU2 nachgewiesen.

7.3 Müllbehälter sind innerhalb der Gebäude im Erdgeschoss in eigens dafür vorgesehenen
geschlossenen Müllräumen unterzubringen. Um Geruchsbelästigung der angrenzenden Wohnungen
zu vermeiden, ist eine ausreichend dimensionierte Entlüftung über Dach zu erstellen; Art. 43 der BayBo
ist zu beachten.

7.4 Am Tag der Leerung sind die Müllbehälter straßennah auf eigens dafür vorgesehene zu erstellende
Aufstellflächen für die Müllabfuhr bereitzustellen.
- Im WA1, MU1 und MU3 sind die Aufstellflächen im Bereich und im Zusammenhang mit den TG-
Zufahrten anzuordnen.
- WA4 nutzt die Aufstellfläche von WA1
- Für WA2 ist die Aufstellfläche entsprechend Plan an der Grundstücksgrenze zu FlNr 867 auf 
öffentlichem Grund festgesetzt.
- Für MU2 ist die Aufstellfläche entsprechend Plan an der Grundstücksgrenze zu FlNr 835/1.
- Für WA3 sind keine gesonderten Aufstellflächen zu erstellen.
Die Flächen sind mit Naturstein- bzw. Betonsteinbelägen zu versehen.

7.5 Überdachte Fahrradabstellmöglichkeiten sind innerhalb der Gebäude im Erdgeschoss unterzubringen.
Ausnahmsweise können weitere Fahrradabstellmöglichkeiten aus Platzgründen im Untergeschoss
nachgewiesen werden.

7.6 Die festgesetzten Nebenanlagen auf den Baufeldern WA1 und MU1 entlang des Fuß- und Radwegs
sind zu erstellen und je Baufeld einheitlich zu gestalten. Dabei ist die südl. Grundstücksgrenze jeweils
auf einer Länge von ca 60% mit Nebenanlagen zu bebauen. Freibleibende Zwischenräume sind
z.B. für Durchwegungen zum Gebäude oder für den Zugang zu den privaten Freibereichen zu 
nutzen. Wenn wirtschaftlich vertretbar sind die Nebenanlagen aus ausrangierten Eisenbahnwagons zu
erstellen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Grundstücke mit folgenden Flurnummern vollständig
oder in Teilflächen (Tfl.):
285 (Tfl.), 788 (Tfl.), 788/4 (Tfl.), 788/5 (Tfl.), 789/6 (Tfl.), 837/2, 837/4, 837/5 (Tfl.), 837/15 (Tfl.), 878/1, 878/4,
876, 882, 886 (Tfl.)

6 GESTALTUNG DER BAULICHEN ANLAGEN

6.1 Die Hauptzugänge der Gebäude (Adresse mit Treppenhaus und Lift) sind an den Gebäudeseiten
entsprechend folgender Vorgabe anzuordnen:

Baukörper WA1 Nord und Süd (als durchgestecktes Treppenhaus)
Baukörper WA2.1 Ost
Baukörper WA2.2 Nord
Baukörper WA2.3 West
Baukörper MU1 Nord und Süd (als durchgestecktes Treppenhaus)
Baukörper MU2.1 Ost
Baukörper MU2.2 West

Die Festsetzungen der Grünordnung (private Grün- und Freiflächen, wassergebundene Wegedecke,
Einfriedungen) können für die nötigen Zuwegungen zu den Hauptzugängen überbaut werden.

6.2 Fassadenbegrünung
Mauern und Balkone sind mit geeigneten Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen und
dauerhaft zu erhalten.
Großflächige, überwiegend fensterlose Außenwände von Gebäuden den Baugrenzen zugewandt sind
mindestens zu 50 % mit geeigneten Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen flächendeckend zu begrünen
und dauerhaft zu erhalten. Ausgenommen von dieser Festsetzung sind MU3, WA3 und WA4.

Artenliste zur Fassadenbegrünung in Anlage 6.

6.3 Fassadengestaltung
Unzulässig sind Zier- oder Ornamentputze, grellfarbige Anstriche sowie glänzende Fassaden-
bekleidungen. Für die farbliche Gestaltung der Fassaden soll ein abgestimmtes Farbkonzept in
Anlehnung an die Farbgebung der Altstadt erstellt werden.

8 WERBEANLAGEN

8.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Pro Geschäft oder Einrichtung ist maximal
eine Werbeanlage pro Strassenseite zulässig.

8.2 Werbeanlagen dürfen nur im Bereich des Erdgeschosses oder im Brüstungsbereich des
1. Obergeschosses angebracht werden und sind nur bis zu einer maximalen Größe von 10% der
Wandfläche der jeweiligen Gebäudeseite zulässig.

8.3 Werbeanlagen müssen parallel zur Fassade angebracht werden. Sich bewegende Werbeanlagen und
Lichtwerbung in Form von Lauf-, Wechsel- oder Blinklicht sind unzulässig.

9 VER- UND ENTSORGUNGSANLAGEN

Ver- und Entsorgungsleitungen dürfen ausnahmslos nur unterirdisch geführt werden.
Dem Bebauungsplan liegt als Anlage 8 der Vorentwurf der Erschließungsplanung von S-A-K
Ingenieurgesellschaft mbH vom 10. Oktober 2022 bei, dem die geplanten Ver- und
Entsorgungsanlagen (Straßenplanung, Abwassernetz) zu entnehmen sind.

Das Baugebiet wird im Trennsystem entwässert. Das Schmutzwasser ist dem Schmutzwasserkanal
zuzuführen. Das Niederschlagswasser wird in einer zentralen Rigole versickert. Dabei darf das
Niederschlagswasser von befahrenen Verkehrsflächen nur nach einer Vorreinigung durch
Oberbodenpassage oder Filteranlage eingeleitet werden. Das unbelastete
Niederschlagswasser von Dach- und Hofflächen sowie Gehwegen kann ohne eine Vorreinigung
in die zentrale Rigole eingeleitet werden.

10. GRÜNORDNUNG

10.1 Grünordnung
Die Bepflanzung der Freiflächen der Baugrundstücke ist entsprechend den planlichen und textlichen
Festsetzungen zu erhalten. Diese (Grün-)Flächen sind entsprechend den Festsetzungen anzulegen, zu
sichern und zu erhalten. Sie sind spätestens in der nächsten Pflanzperiode nach Erstellung der
Erschließungsflächen und nach Nutzung der Gebäude fertigzustellen. Ausgefallene Bäume und
Sträucher sind spätestens in der folgenden Vegetationsperiode nachzupflanzen. Die Nachpflanzungen
haben den festgesetzten Güteanforderungen zu entsprechen. Notwendige Zugänge und Zufahrten sind
von den Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. Für die im Plan festgesetzten Neuanpflanzungen
von Gehölzen wird die Verwendung der in Anlage 6 ausgewiesenen Arten festgesetzt.

10.2 Bodenversiegelung
Wege, Zufahrten und Platzflächen sind auf das Mindestmaß zu beschränken und mit
wassergebundener Decke oder Naturstein- bzw. Betonsteinbelägen zu versehen. Auf Stellplätzen ist
zusätzlich eine Rasenfuge vorzusehen.

Ausgewiesene Geh- und Radwege dürfen bis zu einer Breite von 2,50 m asphaltiert werden. Darüber
hinausgehende Wegebreiten sind als wassergebundene Decke herzustellen.

10.3 Gehölze
In den Planzeichen festgesetzte Bäume sind zu pflanzen. Der Standort der gekennzeichneten
Gehölzen ist im Umkreis von 10 m frei wählbar. Für die Bepflanzung sind Gehölze aus der Artenliste
(Anlage 6) zu verwenden. Die Bäume sind vor Wildverbiss zu schützen.

Pflanzqualitäten:
Bäume I. Ordnung 3xv. StU 18-20 cm
Bäume II. Ordnung 3xv. StU 14-16 cm
Obstbaum, H 3xv. StU 10-12 cm
Sträucher 2-3xv.100-125 cm
Die Pflanzqualitäten müssen den Gütebestimmungen des Bundes deutscher Baumschulen (BdB)
entsprechen.

Bäume in Belagsflächen
Bei Baumpflanzungen in Belagsflächen ist ein spartenfreier, durchwurzelbarer Mindestraum von
16m³ mit mind. 1,5 m Tiefe vorzusehen.

10.4 Landschaftsrasen
Die gemäß Planzeichen festgesetzten Freiflächen sollen als extensiver Landschaftsrasen auf 
nährstoffarmem Substrat ausgeführt werden. Die zweischürige Mahd erfolgt nicht vor dem 15.06. und
ab dem 01.09. mit Abtransport des Mähguts. Die Flächen dürfen nicht gemulcht werden. Auf Pestizid-
und Düngereinsatz ist zu verzichten.
Herkunftsgebiet des Saatgutes: Salzach-Hügelland

Für nicht bebaute Flächen innerhalb der Bauräume gelten die angrenzenden grünplanerischen
Festsetzungen.

10.5 Ausschluss von Steingärten und -schüttungen
Flächenhafte Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergärten oder -schüttungen sind unzulässig. Die nicht
überbauten Grundstücksflächen sind, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige
Verwendung benötigt werden, mit offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen und
dauerhaft zu unterhalten.

10.6 Einfriedungen
Einfriedungen sind entsprechend Festsetzung durch Planzeichen zu erstellen:

- öffentlicher Bereich: massive Mauern, mindestens 1,20 bis maximal 1,50 hoch
Die Mauern sind entsprechend 6.2 zu begrünen

- halböffentlicher Bereich: Hecken entsprechend Anlage 6
- halböffentlicher Bereich im Übergang zur freien Landschaft: Sträucher entsprechend Anlage 6
- privater Freibereich (zum Nachbar):

Metallzäune bis zu einer maximalen Höhe von 1,20m
Es ist ein Abstand zwischen Zaununterkante und Geländeoberfläche von mindestens 15 cm
freizuhalten, um Kleintieren das Wandern zu ermöglichen.

Weitere Einfriedungen sind nicht zulässig.

10.7 Niederschlagswasser
Grundsätzlich darf kein Niederschlagswasser dem Kanal zugeführt werden. Das Niederschlagswasser
von befestigen Flächen ist über natürliche und belebte Bodenschichten zu reinigen. Eine Versickerung
in Versickerungsanlagen wie Rigolen u.a. ist zulässig, wenn eine flächenhafte Versickerung nicht
möglich ist. Ein entsprechender Standort ist im Plan gekennzeichnet.
Es sind die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) in Verbindung mit
einschlägigen technischen Regeln (z.B. TRENOG, TRENGW, DWA-M153, DWA-A 102, DWA-A 117,
DWA-A 138) zu beachten. Eine Beeinträchtigung Dritter auf Grund der
Niederschlagswasserbeseitigung ist auszuschließen. Bei Grundstücken, bei denen es sich um eine
Altlastenverdachtsfläche, Altstandorten, Altlasten oder Auffüllungen mit belastetem Material handelt, ist
für die Niederschlagswasserbeseitigung des geplanten Bauvorhabens eine wasserrechtliche Erlaubnis
erforderlich. Für diese Grundstücke findet die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV)
keine Anwendung. Eine wasserrechtliche Erlaubnis ist zu beantragen.

10.8 Freiflächengestaltungsplan
Dem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan beizugeben. Er ist aus diesen Festsetzungen zu
erstellen.

10.9 Leuchtmittel
Im Außenbereich sind insektenfreundliche Leuchtmittel (LED, natriumbedampft) zu verwenden.

C. Hinweise durch Text

Flächen für Nebenanlagen, Müllaufstellflächen
Sammelstelle für Müllbehälter am AbholtagM

(Siegel)

(Siegel)

O

kleine Bäume zu pflanzen

Obstbaum aus ArtenlisteO vorhandene Gehölze zu erhalten

große Bäume mit Standortvorschlag
(in 10m Radius zu pflanzen)
kleine Bäume mit Standortvorschlag
(in 10m Radius zu pflanzen)

private Grün- und Freifläche - nicht überbaubar

vorgeschlagene Flächen für Wohnungsgärten

Landschaftsrasen - Mahd 2 x jährlich, nicht vor dem 1. Juli

wassergebundene Wegedecke

massive Mauer als Einfriedung - Höhe 1,2m - 1,5m

Hecke als Einfriedung - Höhe 1,2m - 1,5m

Sträucher als Einfriedung

Flurstücksnummer867

vorhandenes Gebäude

vorhandenes Gebäude,
DenkmalDTrafostation

11.4 Die Tiefgaragenein- und ausfahrten sind vollumfänglich eingehaust zu errichten. Diese Einhausung ist
nach dem diesbezüglichen Stand der Technik fugendicht, witterungsbeständig und innenseitig
schallabsorbierend auszuführen. Das Garagentor sowie Regenrinnen im Bereich der Ein und Ausfahrt
sind so zu errichten, dass keine impulshaltigen Geräusche bei der Überfahrt der Regenrinnen bzw.
beim Öffnen und Schließen des Garagentors entstehen.
Unter Berücksichtigung von §2 Abs. 1 und dem Hinweis auf §2 Abs.1 Satz 2 der GaStellV sind die
Garagentore bündig mit der Fassade einzubauen.

11.3 Grundrissorientierung bzw. passiver Schallschutz
Die Grundrisse im Bauraum MU3 sind nach Möglichkeit so zu organisieren, dass keine zum Öffnen
eingerichteten Außenbauteile (z. B. Fenster, Türen) von dem Schlafen dienenden Aufenthaltsräumen
in der gemäß folgender Abbildung 2 rot gekennzeichneten Fassade zu liegen kommen.
Ist eine Grundrissorientierung nicht möglich, sind die betroffenen Schlafräume zur Sicherstellung
ausreichend niedriger Innenpegel mit fensterunabhängigen, schallgedämmten automatischen 
Belüftungsführungen/- anlagen auszustatten. Deren Betrieb muss auch bei vollständig geschlossenen
Fenstern eine Raumbelüftung mit ausreichender Luftwechselzahl ermöglichen. Alternativ können
auch andere bauliche Lärmschutzmaßnahmen ergriffen werden, wenn diese nachweislich 
schallschutztechnisch gleichwertig sind.
Von dieser Festsetzung kann abgesehen werden, wenn ein qualifizierter schalltechnischer Nachweis
erbracht wird, dass vor den für die Belüftung erforderlichen Außenwandöffnungen zur Nachtzeit der
Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV, IGWMU, Nacht = 54 dB(A), eingehalten wird.

Abbildung 1: Lageplan mit
Kennzeichnung der Fassaden und
Bereiche, in denen keine
Immissionsorte im Sinn der TA
Lärm zulässig sind

Abbildung 2: Lageplan mit
Kennzeichnung der Fassaden, an
denen Schallschutzmaßnahmen
erforderlich sind (keine Schlafraume
oder passiver Schallschutz)

11. IMMISSIONSSCHUTZ

11.1 Die Aufnahme der Wohnnutzung in den Bauräumen WA1, WA4 und MU1 ist erst dann zulässig, wenn
der städtische Bauhof den Standort auf dem Grundstück Fl.Nr. 886 aufgegeben hat.

11.2 Zulässigkeit von Immissionsorten nach TA Lärm in den Fassaden
In den gemäß folgender Abbildung 1 blau gekennzeichneten Fassaden dürfen keine zum Öffnen 
eingerichteten Außenbauteile (z. B. Fenster, Türen) schutzbedürftiger Aufenthaltsraume im Sinne der
DIN 4109-1 (Immissionsorte nach Nr. A.1.3 der TA Lärm) entstehen. Dies ist durch geeignete bauliche
bzw. architektonische Lärmschutzmaßnahmen (z. B. schalltechnisch optimierte Grundrissorientierung,
Festverglasung, vorgehängte Glasfassaden, verglaste Loggien oder andere Lärmschutzmaßnahmen,
wenn diese nachweislich schallschutztechnisch gleichwertig sind) sicherzustellen.
Von dieser Festsetzung kann abgesehen werden, wenn ein qualifizierter schalltechnischer Nachweis
erbracht wird, dass vor den zum Öffnen eingerichteten Außenbauteilen von im Sinne der DIN 4109-1
schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen die Immissionsrichtwerte der TA Lärm nicht überschritten 
werden.
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